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bisherige weltanschauliche Pazifismus und Antimilitarismus. Am 14. Juli jubel
ten zum erstenmal in der Geschichte der Republik die roten Massen mit erhobe
ner Faust der militärischen Parade zu: «L’armée avec nous!» Das pazifistische 
Ideal der Linksparteien wird jetzt mit der Formel Daladiers verschleiert: «Je ne 
consentirai à une réduction de la durée qu’en cas de désarmement réciproque et 
simultané».

Nichts deutet an, dass die Armee aus ihrer politischen Indifferenz heraustreten 
könnte. Immerhin ist die Anzeige nicht unerheblich, dass sie von rechts und links 
heftig umworben wird.

Wichtiger als der Blick nach rückwärts ist jedoch die Frage, was noch kommen 
mag. Spätestens Ende Juli, wenn das Parlament in die Ferien geht, wird der 
«Front Populaire» alle seine Wahlversprechungen, sein ganzes Programm reali
siert haben. An sich eine unerhörte respektgebietende Leistung! Aber was dann? 
Folgt dann eine ruhige Zeit, in der die Früchte dieser ungeheuren Arbeitsleistung 
abgewartet werden? (wobei die finanzielle Seite des Experimentes eine entschei
dende Rolle spielen wird). Jedenfalls wird dann die Volksfront ihren Zweck 
erfüllt haben. Das unharmonische Trio von Linksbürgerlichen, Sozialisten und 
Kommunisten ist kein sehr stabiles Gebilde und wird sich kaum dazu hergeben, 
unterwegs auszuruhen. Weltanschaulich und politisch liegen die Ziele der drei 
Parteien weit auseinander. Wo werden sich die Wege trennen?
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La Division du Commerce du Département de l ’Economie publique1, 
au Chef du Département politique, G. Motta

Spanien. Clearingsverhandlungen
Finanzforderungen Bern, 20. Juli 1936

Im Aufträge des in den Ferien weilenden Delegierten des Bundesrates für den 
Aussenhandel, Herrn Minister Stucki, beehre ich mich, Ihnen den Empfang Ihres 
Schreibens vom 11. ds. Mts.2 zu bestätigen. Sie hatten die Freundlichkeit, Herrn 
Minister Stucki mit diesem Briefe Kopie einer Eingabe des Komitees Spanien der 
Schweizerischen Bankiervereinigung an die Nationalbank3 zu unterbreiten. In 
Beantwortung dieser Eingabe gestatte ich mir, Ihnen in Übereinstimmung mit 
Herrn Minister Stucki folgendes mitzuteilen:

Von dem Wunsche der Bankiervereinigung, unter keinen Umständen mit Spa
nien ein reines Warenclearing abzuschliessen, sondern ein Totalclearing, bei dem

1. La lettre est signée par P. Vieli.
2. Non retrouvé.
3. Cf. n° 252.
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auch die Finanzforderungen berücksichtigt werden, haben wir bestens Vormer
kung genommen. Diesem Wunsche wird man umso mehr Rechnung tragen müs
sen, als bekanntlich die spanische Delegation entsprechend den von ihrer Regie
rung erteilten Weisungen, unter allen Umständen auf dem Abschluss eines Total- 
clearings beharrt. Selbstverständlich hätten wir angesichts der äusserst 
beschränkten Mittel, die in einem Clearing mit Spanien zur Verfügung stehen 
werden, ein reines Warenclearing vorgezogen natürlich mit einer hinlänglichen 
Garantie der spanischen Regierung für die j eweilige prompte Transferierung aller 
schweizerischen Finanzguthaben. Nachdem es nicht möglich war, diese Garantie 
zu erlangen, bleibt selbstverständlich nichts anderes übrig, als ein Totalclearing 
mit Einbezug der Finanzguthaben in Aussicht zu nehmen.

Die vorstehenden Erörterungen erstrecken sich natürlich auf die zukünftigen 
Verhandlungen, da ja bekanntlich der Bundesrat inzwischen mit seinem 
Beschluss vom 14. Juli4 eine Zahlungssperre gegenüber Spanien verfügt hat. 
Diese Massnahme des Bundesrates entsprach einem Begehren weiter Kreise der 
Exportindustrie. Wie sich aus der obenerwähnten Eingabe der Bankiervereini
gung an Ihr Departement5 vom 25. Juni ergibt, teilt aber auch die Bankiervereini
gung den Standpunkt, dass es richtiger ist, angesichts der Haltung der spanischen 
Delegation sowie der politischen Verhältnisse in Spanien vorderhand alle Ver
handlungen abzubrechen. Der Bundesratsbeschluss vom 14. Juli steht somit auch 
im Einklang mit den Wünschen der Bankiervereinigung, zumal wenn die Vor
schriften des Bundesratsbeschlusses noch die von der Bankiervereinigung 
gewünschte Abänderung erfahren, die wir selbst mit Rücksicht auf die in der 
Schweiz liegenden spanischen Depots als notwendig erachten.

Was die weitern Anregungen der Bankiervereinigung im Falle einer sofortigen 
Aufnahme von Verhandlungen über die Verfügbarkeit der nicht transferierten 
Pesetenbeträge anbelangt, so sind diese Anregungen infolge der Abreise der spa
nischen Delegation und der nunmehr vom Bundesrat verfügten Zahlungssperre 
gegenüber Spanien hinfällig geworden. Hinsichtlich des Begehrens der Bankier
vereinigung um Zuteilung einer Minimalquote von 20% zugunsten der Finanz
forderungen in einem zukünftigen Clearing mit Spanien muss ich bemerken, dass 
angesichts der äusserst beschränkten Mittel, die, wie schon oben bemerkt, in 
einem schweizerisch-spanischen Clearing zur Verfügung stehen werden, eine 
20%ige Quote für die Finanzforderungen leider nicht in Frage kommen kann. 
Die Handelsabteilung wird nach reiflicher Überlegung und nach vorgenomme
nen Berechnungen dem Bundesrat den Antrag unterbreiten, zugunsten der 
Finanzgläubiger in einem zukünftigen Clearing eine Quote von 10% anzusetzen. 
Auch bei einer 10%igen Quote wird es unvermeidlich sein, eine sehr fühlbare 
Drosselung der Ausfuhr von schweizerischen Waren nach Spanien vorzunehmen. 
Entsprechend dem Wunsche der Bankiervereinigung wird aber dem Bundesrate 
beantragt werden, diese 10%ige Quote für die Finanzgläubiger bereits auf den 
Einzahlungen abzuspalten, welche während des vertragslosen Zustandes auf 
Grund des Zwangsclearings an die Nationalbank geleistet werden.

4 . C f n° 266, n. 9.
5 . L a lettre du Com ité Espagne de l ’A ssociation suisse des banquiers est en réalité adressée à la 
Banque nationale, avec copie au D épartem ent politique. Cf. n° 252.
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